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Kreisstadt Siegburg           Anlage 1 

      
Gremium: Planungsausschuss  
Sitzung am:  07.03.2024 
 
 

 

Bebauungsplan Nr. 25/1 
Plangebiet: Bereich nördlich der Straße Am Tannenhof im Siegburger Stadtteil Stallberg 
 Behandlung der eingegangenen Stellungnahmen 
 Beschluss zur Durchführung der öffentlichen Auslegung 
 

 
 
 
Eingegangene Stellungnahmen und Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung  
 
Im Anschluss an die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden, wurden die 
eingegangenen Schreiben ausgewertet. 
 
 
1.1 Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB 
 

Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB wurde eine Stellungnahme 
abgegeben. 
 
1.1.1 Privatperson A – Johannesstraße, Siegburg 

 
 
1.2 Beteiligung der Behörden gem. § 4 Abs. 1 BauGB 
 

Im Rahmen der Behördenbeteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB sind folgende abwägungsrelevante 
Stellungnahmen eingegangen: 
 
1.2.1 Untere Denkmalbehörde der Stadt Siegburg 
1.2.2 Rhein-Sieg-Netz GmbH 
1.2.3 RSAG AöR 
1.2.4 Flughafen Köln Bonn  
1.2.5 Umweltamt der Stadt Siegburg 
1.2.6 Landesbetrieb Wald und Holz NRW – Regionalforstamt Rhein-Sieg-Erft 
1.2.7 Rhein-Sieg-Kreis, Referat Wirtschaftsförderung und Strategische Kreisentwicklung  
1.2.8 LVR – Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland 
1.2.9 Kampfmittelbeseitigungsdienst – Bezirksregierung Düsseldorf 

 
 

Die aufgelisteten Stellungnahmen werden nachfolgend behandelt.  
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1.1.1 Privatpersonen A – Johannesstraße mit Schreiben vom 31.03.2022 
 
 

 
 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung:  
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die Anzahl von Wohneinheiten wird im Plangebiet auf max. 4 unter Berücksichtigung der dafür 
mindestens benötigten Mindestgrundstücksgröße beschränkt. Aus Sicht der Stadtverwaltung wird somit 
ein verträgliches Maß zu Steuerung der versiegelten Flächen durch Bauvorhaben erzielt. 
 
 
 
 
 
1.2.1 Untere Denkmalbehörde der Stadt Siegburg mit Schreiben vom 01.03.2022 
 
 

 
 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Die Anregung wird berücksichtigt.  
 
Der Hinweis der Unteren Denkmalbehörde wird in den Textteil des Bebauungsplanes aufgenommen. 
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1.2.2 Rhein-Sieg-Netz GmbH mit Schreiben vom 02.03.2022 
 
 
 

 
 
 
 
 

 
Leistungsauskunft Wasser 
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Leistungsauskunft Gas 
 

 
Leistungsauskunft Elektro 
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Leistungsauskunft Beleuchtung 
 
 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung:  
 
Im Textteil des Bebauungsplanes wird auf die vorhandenen Versorgungsleitungen hingewiesen.  
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1.2.3 RSAG AöR mit Schreiben vom 07.03.2022 
 

 

 
 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung:  
 
Die Hinweise werden in den Textteil des Bebauungsplanes unter „Abfallwirtschaft“ aufgenommen. 
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1.2.4 Flughafen Köln Bonn mit Schreiben vom 11.03.2022 
 
 
 
 

 



 
 

8 
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Stellungnahme der Verwaltung:  
 
Die Anregungen werden teilweise berücksichtigt.  
 
Gemäß § 5 FluLärmG Abs. 3 Nr. 5 und 6 gilt das Verbot nach Abs. 2 (In der Tag-Schutzzone 1 und in 
der Nacht-Schutzzone dürfen Wohnungen nicht errichtet werden.) nicht für die Errichtung von 
„Wohnungen innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile nach § 34 des Baugesetzbuchs“ und 
„Wohnungen im Geltungsbereich eines nach der Festsetzung des Lärmschutzbereichs bekannt 
gemachten Bebauungsplans, wenn dieser der Erhaltung, der Erneuerung, der Anpassung oder dem 
Umbau von vorhandenen Ortsteilen mit Wohnbebauung dient.“ 
 
Das Plangebiet befindet sich in einem bereits vorhandenen größeren Wohngebiet mit bestehenden Ein- 
und Mehrfamilienhäusern. Damit entspricht die Art der baulichen Nutzung des Plangebiets inhaltlich 
dem eines reinen/allgemeinen Wohngebietes. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 25/1 soll als „einfacher Bebauungsplan“ im Sinne des § 30 Abs. 3 BauGB 
aufgestellt werden. Ein einfacher Bebauungsplan gem. § 30 Abs. 3 BauGB verzichtet in seinen 
Festsetzungen auf mindestens eine Angabe der nachfolgenden vier Kriterien, die einen qualifizierten 
Bebauungsplan nach § 30 Abs. 1 BauGB ausmachen: die Art und das Maß der baulichen Nutzung, die 
überbaubare Grundstücksfläche und die örtliche Verkehrsfläche. Der einfache Bebauungsplan regelt 
die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit von Bauvorhaben nicht abschließend, sodass weiterhin die 
Zulässigkeit von Bauvorhaben nach § 34 BauGB zu beurteilen ist.  
 
Zur Vermeidung zukünftiger Nutzungskonflikte, hinsichtlich des Lärmschutzbereiches und der 
betroffenen Bauverbote von Krankenhäusern, Altenheimen, Erholungsheimen und ähnlichen in 
gleichem Maße schutzbedürftigen Einrichtungen gem. § 5 FluLärmG Abs. 1 wird ein entsprechender 
Hinweis in den Textteil des Bebauungsplanes aufgenommen. 
 
Der Hinweis unter Pkt. 3.3 der Stellungnahme wird folgendermaßen in den Textteil des 
Bebauungsplanes aufgenommen. 
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Fluglärm: 
Die Verordnung über die Festsetzung des Lärmschutzbereiches für den Verkehrsflughafen Köln/Bonn 
(Fluglärmschutzverordnung Köln/Bonn) vom 07.12.2011 legt zwei „Tagschutzzonen“ und eine 
„Nachtschutzzone“ fest. Das Plangebiet liegt vollständig innerhalb der „Nacht-Schutzzone“ und 
unmittelbar unter den definierten Flugrouten der Hauptstart- und Landebahn. Hierdurch ist im 
Planbereich mit erheblichen Fluglärmimmissionen am Tag wie auch in der Nacht zu rechnen. Im Sinne 
eines vorbeugenden Schallschutzes sind in den Wohn-, Schlaf- und Aufenthaltsräumen Schallschutz 
und schallgedämmte Belüftung nach den Maßgaben der 2. Verordnung zur Durchführung des Gesetzes 
zum Schutz gegen Fluglärm – 2.FlugLSV mit einem Mindestbauschalldämmmaß von R´wRes = 35 
dB(A) vorzusehen. 
Gemäß § 5 des Fluglärmgesetzes (FluLärmG) dürfen innerhalb eines Lärmschutzbereiches 
schutzwürdige Nutzungen wie Krankenhäuser, Altenheime, Erholungsheime und ähnliche in gleichem 
Maße schutzbedürftige Einrichtungen nicht errichtet werden 
 
 
 
 
 
 
 
1.2.5 Umweltamt der Stadt Siegburg mit Schreiben vom 22.03.2022 
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Stellungnahme der Verwaltung:  
 
Der Hinweis wird in den Textteil des Bebauungsplanes unter „Starkregenereignisse“ wie folgt 
aufgenommen: 
 
Um Starkregenereignissen zu begegnen, sollen Flächen möglichst wenig versiegelt werden. Bei 
Bebauung von Grundstücken ist Sorge zu tragen, dass ausreichend Versickerungs- oder 
Abflussmöglichkeiten bestehen. Der Einsatz von Dachbegrünung wird befürwortet.  
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1.2.6 Landesbetrieb Wald und Holz NRW – Regionalforstamt Rhein-Sieg-Erft  
mit Schreiben vom 29.03.2022 
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Stellungnahme der Verwaltung:  
 
Die in der Stellungnahme genannten Flurstücke 2956, 4575 und 1422 befinden sich nicht im 
städtischen, sondern privaten Eigentum, deshalb werden in der Planzeichnung die v.g. Flurstücke durch 
die Darstellung als „Fläche für Wald“ gekennzeichnet. In den Textteil des Bebauungsplanes wird unter 
„Waldumwandlung“ folgender Hinweis aufgenommen: 
 
Der Landesbetrieb Wald und Holz NRW hat die Flurstücke, 1422, 2956 und 4575 in der Gemarkung 
Wolsdorf, Flur 2, aufgrund ihrer aktuellen Alters- und Bestandstruktur mit einem Flächenumfang von ca. 
2.000 m² als Wald gemäß § 1 Landesforstgesetz NRW (LFoG) i.V. mit § 2 Abs. 1 Bundeswaldgesetz 
beurteilt.  
Bei Inanspruchnahme der vorgenannten Waldflächen ist durch die Eigentümer beim Landesbetrieb 
Wald und Holz NRW ein Antrag auf Waldumwandlung gem. § 39 LFoG NRW zu stellen (Ausnahmen 
siehe § 43 LFoG NRW). Bei Umwandlung der Waldflächen ist ein funktionaler und flächenmäßiger 
Ausgleich in Form einer Ersatzaufforstung, möglichst innerhalb des Stadtgebietes, in einem 
Flächenverhältnis von mindestens 1 zu 1 notwendig. Alternativ ist die Umwandlung zu einer bebaubaren 
Fläche mittels einer Ausgleichszahlung möglich. Einzelheiten sind mit dem Landesbetrieb Wald und 
Holz NRW im Rahmen des jeweiligen Baugenehmigungsverfahrens abzustimmen. 
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1.2.7 Rhein-Sieg-Kreis, Referat Wirtschaftsförderung und Strategische Kreisentwicklung 
 mit Schreiben vom 29.03.2022 
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Stellungnahme der Verwaltung:  
 
 
Abfallwirtschaft:  
 
Der Hinweis wird in den Textteil des Bebauungsplanes aufgenommen. 
 
 
Natur-, Landschafts- und Artenschutz: 
 
Zur Abklärung einer möglichen Betroffenheit geschützter Arten wurde eine artenschutzrechtliche 
Prüfung Stufe I (ASP I) durchgeführt. Es wurde festgestellt, dass für vier Fledermausarten 
(Wasserfledermaus, Großes Mausohr, Abendsegler und Zwergfledermaus) und zwei Vogelarten (Girlitz, 
Bluthänfling) von insgesamt 37 untersuchten planungsrelevanten Arten das Plangebiet als 
Fortpflanzungs- und Ruhestätte in Frage kommt. In den meisten Fällen sind keine entsprechend 
geeigneten Habitatstrukturen vorhanden oder es besteht „nur“ eine potenzielle Betroffenheit des 
Nahrungslebensraumes, allerdings ohne, dass diesem eine essenzielle artspezifische Bedeutung 
zuzuordnen wäre.  
 
Im Anschluss an die ASP I wurde eine Artenschutzprüfung Stufe 2 (ASP II) durchgeführt. Im Rahmen 
der Brutvogelkartierung wurden insgesamt 27 Arten nachgewiesen, darunter der planungsrelevante 
Star, der mit einem Brutrevier auf dem östlichen der Waldgrundstücke erfasst wurde. Die 
planungsrelevanten bzw. streng geschützten Arten Grünspecht, Schwarzspecht und Turmfalke wurden 
nur als seltene Nahrungsgäste im Geltungsbereich oder Umfeld mit Einzelnachweisen festgestellt. 
Daneben wurden 13 häufige „Allerweltsarten“ als Brutvögel (bzw. mit Brutverdacht) im Geltungsbereich 
festgestellt. 
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Der Geltungsbereich bietet für planungsrelevante Amphibienarten keine geeigneten Laichhabitate bzw. 
terrestrischen Lebensräume.  
Der Geltungsbereich bietet für planungsrelevante Reptilienarten keine geeigneten Lebensräume. Im 
Rahmen der Übersichtsbegehungen erfolgten auch keine Nachweise. 
Für planungsrelevante Arten der Gruppe der Schmetterlinge können Vorkommen auf Grund fehlender 
Habitate im Wirkraum ebenfalls ausgeschlossen werden. 
 
Das Eintreten von Verbotstatbeständen im Sinne des § 44 BNatSchG kann für folgende Arten nicht 
ausgeschlossen werden: Zwergfledermaus (Jagdhabitat, angrenzende Quartiere), Star, 
Planungsrelevante und ubiquitäre Brutvögel der siedlungsnahen Gehölze 
 
Folgende Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen (ASP-V) sind im Rahmen zukünftiger 
Planumsetzungen durchzuführen, um das Auslösen von Verbotstatbeständen gemäß § 44 Abs. 1 des 
Bundesnaturschutzgesetzes (BNatschG) zu verhindern, bzw. Beeinträchtigungen zu verringern: 
 
ASP-V1 
Notwendige Baumfällungen und Gebüschrodungen zwischen 01. Oktober und 28./29. Februar, 
Minimierung von Gehölzeingriffen; bauzeitlicher Schutz angrenzender Gehölze. 
Notwendige Fällung/Rodung der Bäume und Gehölze sind zwischen 01. Oktober und 28./29. Februar 
und damit außerhalb der Brut- und Aufzuchtzeit wildlebender Vogelarten durchzuführen. 
Beschränkung der Gehölzeingriffe auf die unbedingt notwendigen Arbeitsbereiche. Schutz der 
umliegenden teilweise gemäß Baumschutzsatzung der Stadt Siegburg geschützten Bäume und 
Gehölze gemäß DIN 18920 (Vegetationstechnik im Landschaftsbau - Schutz von Bäumen, 
Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen), ZTV-Baumpflege (Richtlinien zum 
Ausbau von Straßen) und RAS-LP 4 (Richtlinie für die Anlage von Straßen, Schutz von Bäumen, 
Vegetationsbeständen und Tieren bei Baumaßnahmen). 
 
ASP-V2  
Durchführung von Rückbauarbeiten an Gebäuden nach vorheriger Kontrolle vor Abrissbeginn auf einen 
Besatz von Fledermäusen über eine Kontrollbegehung und Ein- bzw. Ausflugkontrollen oder Rückbau 
zwischen Mitte Dezember und 28./29. Februar innerhalb der Winterschlafperiode einheimischer 
Fledermausarten. 
Diese Maßnahme gilt nicht für die Wohnhäuser Am Tannenhof Nr. 25 auf dem Flurstück 2958 sowie auf 
dem Flurstück 1422 nördlich des Waldgrundstücks, da für dort eine Quartiersnutzung durch die 
Kartierung ausgeschlossen wurde. 
Durchführung von Kontrollbegehungen an zurückzubauenden Gebäuden und Aus- oder 
Einflugkontrollen höchstens 3 Tage vor Rückbaubeginn durch eine faunistisch versierte Fachkraft, um 
einen eventuellen Besatz durch Fledermäuse in Gebäudespalten festzustellen (Durchführung im 
Rahmen einer Ökologischen Baubegleitung – ÖBB).  
Informationen zur Methodik sind unter Pkt 7.2. der ASP II aufgeführt. 
 
ASP-V3  
Abnahme/ Verschluss der Nistkästen im Falle einer Betroffenheit der Bäume nach Kontrolle auf Besatz 
und möglichst Wiederanbringung der Nistkästen an Gehölzen außerhalb der Eingriffsbereiche zwischen 
01. Oktober und 28./29. Februar. 
Eventuell betroffene Nistkästen durch Baumfällungen oder direkt angrenzende Neubebauung sind 
außerhalb der Vogelbrutzeit nach Kontrolle auf Fledermausbesatz abzuhängen. Es ist zu empfehlen, 
diese in ungestörten Bereichen wiederanzubringen. Dadurch wird die Gefahr der Störung und damit 
eventuellen Aufgabe einer Brut minimiert. Im Falle eines Besatzes eines Kastens durch Fledermäuse 
oder andere Arten ist unter Begleitung einer ÖBB das Verlassen des Kastens abzuwarten 
 
ASP-V4  
Einrichtung einer ökologischen Baubegleitung (ÖBB) bei einer Flächeninanspruchnahme oder dem 
Rückbau zwischen 01. März und 30. September 
Sollte eine Flächeninanspruchnahme innerhalb der Brutzeit wildlebender Vogelarten stattfinden (siehe 
ASP-V1), sind entweder vorher Maßnahmen zur Vermeidung einer Brutansiedlung zu treffen (etwa 
durch Verminderung der Attraktivität von Flächen) oder es ist eine ökologische Baubegleitung 
einzurichten, die sicherstellt, dass Brutvorkommen rechtzeitig identifiziert und geschützt werden 
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können. Die Kontrolle ist von einer faunistisch geschulten Fachperson durchzuführen. Bei Feststellung 
einer Brut ist das Ende der Brut abzuwarten. 
 
ASP-V5 
Allgemeine Minderung lichtbedingter Wirkungen 
Bauzeitliche und anlagenbezogene unnötige Lichtemissionen sind zu vermeiden, d.h. auf ein 
notwendiges Maß zu beschränken, um Störungen brütender, ruhender oder schlafender Tierarten und 
jagender Fledermausarten in der Umgebung zu vermeiden bzw. zu minimieren. Dies ist auch für 
geplante Neubebauungen anzuwenden. Ist eine Baustellenbeleuchtung oder Außenbeleuchtung 
zwingend notwendig, so hat sie in zielgerichteter Form und in dem Bedarf angepasster 
Beleuchtungsstärke zu erfolgen, d.h. die Lichtkegel sind so einzustellen, dass die Beleuchtung von oben 
herab stattfindet und nur so viel wie nötig, so wenig wie möglich beleuchtet wird. Dabei ist eine möglichst 
punktgenaue, weniger diffuse Beleuchtung zu verwenden und auf Beleuchtungsmittel zurückzugreifen, 
die eine geringe Anziehungswirkung auf Insekten haben (z.B. LED-Leuchten mit warmem Licht mit < 
3000 K, Spektralbereich >560 nm). Falls eine nächtliche Überwachung einer Baustelle gegen 
Vandalismus und Diebstahl durch Videokameras erfolgen soll, so hat diese nicht in Verbindung mit 
weißer oder grüner Beleuchtung zu erfolgen (stattdessen bspw. durch Infrarot-Überwachung). Ein 
Abstrahlen z.B. in den Himmel oder Anstrahlen der angrenzenden Gehölze (insbesondere der Kronen 
und Stämme) ist zu unterlassen. 
 
ASP-V6 
Einsatz von lärmgedämpften Baumaschinen und Geräten 
Um Störungen von Vogel- und Fledermausarten in der Umgebung durch Lärmemissionen und 
Erschütterungen zu vermeiden, sollen moderne lärmgedämmte Baumaschinen und Geräte eingesetzt 
werden. 
 
ASP-V7  
Absicherung der Fassadenbereiche bei Neubebauung gegen Vogelschlag  
Um zu vermeiden, dass es zu gehäuften Kollisionen von Vögeln mit Glasscheiben kommt, sollten 
folgende Empfehlungen beachtet werden: Der Reflexionsgrad sollte für alle Glasflächen max. 15% 
betragen. Die Planung großflächiger durchgehender und spiegelnder Glasflächen insbesondere zu den 
angrenzenden Grünflächen sollte, soweit möglich, vermieden werden (hiermit sind keine für eine 
Wohnbebauung üblichen Einzelfenster in einer Lochfassade gemeint). 
Auf verglaste Gebäudeecken oder freistehende Glasflächen an Grundstückswegen sollte möglichst 
verzichtet werden. Falls dies nicht in die Planung integriert werden kann, sind vogelschlagsichere Gläser 
(nicht spiegelnd, zusätzlich durch Markierung gegen Durchsicht geschützt) zu verwenden. Hierfür 
können geeignete Folien verwendet werden. Details sind unter Pkt 7.2. der ASP II aufgeführt. Die 
Maßnahme ist in den Fällen von besonderer Relevanz, wenn Glasflächen freistehen (bspw. als 
Gestaltungselement am Grundstückseingang), eine Durchsicht durch den Gebäudeteil möglich ist 
(bspw. bei Windfängen oder Treppenhäusern), oder große Glasflächen z.B. über die Höhe eines oder 
mehrerer Stockwerke oder entlang ganzer Gebäudeseiten vorgesehen sind und großflächige 
spiegelnde Flächen entstehen. Lochfassaden mit üblichen Fenstergrößen, welche in der Fassade 
zurückversetzt sind, führen dagegen in der Regel nicht zu einem erhöhten Vogelschlagrisiko. 
 
CEF-A1 
Installation von 3 Starenkästen bei der Fällung von Höhlenbäumen auf dem östlichen Waldgrundstück. 
Flurstück Nr. 1422 für eine Neubebauung 
CEF-Maßnahmen (“Continuous ecological function”; vgl. § 44 Abs. 5 BNatSchG) sind Maßnahmen zum 
Erhalt der ökologischen Funktion von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten bei vorhabenbezogenen 
Konflikten. Sie sind mit entsprechendem zeitlichem Vorlauf zum Eingriff herzustellen und sollen dazu 
beitragen, dass Verbotstatbestände gemäß §§ 44 Abs. 1 BNatSchG nicht eintreten und entsprechend 
keine Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich ist. 
Die Nisthilfen sind primär an Bäumen (oder Hausgiebel, Fassaden) in mind. 4 m Höhe in ungestörten, 
wettergeschützten Bereichen aufzuhängen; Beispiele für geeignete Nisthilfen sind unter Pkt 7.2. der 
ASP II aufgeführt., die der Planbegründung als Anlage beigefügt ist. Die Kästen sind jeweils gemäß 
Herstellerangaben jährlich zu reinigen, weshalb baulich auf ihre Erreichbarkeit zu achten ist. Die 
Starenkästen sind an Bäumen und vereinzelt an Gebäuden anzubringen. 
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Bei Einhaltung der Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen ASP V1 – V7 sowie der ggf. 
erforderlichen vorgezogenen Ausgleichsmaßnahme CEF-A1 sind keine signifikanten Konflikte in Bezug 
auf die Tötung und Störung geschützter oder planungsrelevanter Tierarten oder die Zerstörung ihrer 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten zu erwarten. 
Ein Auslösen der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1-3 BNatSchG durch geplante Vorhaben kann somit 
unter Berücksichtigung und Einhaltung der o.g. Vermeidungs-, Minderungs- und 
Ausgleichsmaßnahmen ausgeschlossen werden. Eine Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG ist als 
Voraussetzung zur Genehmigung des geplanten Vorhabens nicht erforderlich. 
 
 
Anpassung an den Klimawandel: 
 
In den Textteil des Bebauungsplanes wird folgende Festsetzung aufgenommen: 
 
2.2 Gestaltung der Vorgärten (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 BauGB i. V. m. § 89 BauO NRW) 

 
2.2.1 Vorgärten (Definition unter 2.2.2) entlang der öffentlichen und privaten Verkehrsflächen sind zu 

begrünen, mit Bäumen und Sträuchern zu bepflanzen und zu unterhalten. Davon 
ausgenommen sind die notwendigen Zuwegungen, Zufahrten, nicht überdachten Stellplätze 
und Müllunterbringungen. Befestigte Flächen dürfen insgesamt 50% der Vorgartenfläche nicht 
überschreiten. 
 

2.2.2 Vorgärten sind die unbebauten Flächen der Baugrundstücke zwischen der 
Straßenbegrenzungslinie oder des Privatweges und der Haupterschließungsseite, die für die 
Ermittlung der Fläche bis zur seitlichen Grundstücksgrenze zu verlängern sind.  

 

2.2.3 Standplätze für Mülltonnen und Müllbehälter im Vorgartenbereich sind durch Einhausung und/ 
oder Umpflanzung der Sicht zu entziehen. 

 

2.2.4 Befestigte Flächen sind lediglich zulässig, soweit sie als notwendige Geh-, Stell- und 
Fahrtflächen dienen und sich in ihrer Ausdehnung auf das für eine übliche Benutzung 
angemessene Maß beschränken.  

 
 
Erneuerbare Energien: 
 
Da es sich hierbei um einen sog. Angebotsbebauungsplan handelt, kann die Stadtverwaltung nur 
bedingt Einfluss auf die Nutzung von erneuerbaren Energien nehmen. Dennoch wird der Hinweis in den 
Textteil des Bebauungsplanes wie folgt aufgenommen: 
 
Gem. Solardachkataster des Rhein-Sieg-Kreises besitzt das Plangebiet ein solarenergetisches 

Flächenpotential bei Solarthermie von 4021 bis 4080 kWh/m²/a und bei Photovoltaik von 1006-1021 

kWh/m²/a. Damit ist das Gebiet geeignet, die Sonne als Energieträger einzusetzen.  

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes soll eine klima- und umweltschonende Stadtentwicklung 

realisiert werden, indem erneuerbare Energien genutzt werden sowie mit Energie- und 

Wasservorräten schonend umgegangen wird. Zu diesem Zweck ist der Einsatz erneuerbarer Energien 

der Nutzung nicht-regenerativer Energien vorzuziehen. 

Auf die Regelungen der einschlägigen Gesetze und Verordnungen zum Einsatz erneuerbarer 

Energien zur Minderung des Primärenergieverbrauchs (EEWärmeG, ENEV) wird verwiesen. 
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1.2.8 LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland mit Schreiben vom 13.04.2022 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung:  
 
Der Hinweis zum Bodendenkmal wird in den Textteil des Bebauungsplanes aufgenommen. 
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1.2.9 Kampfmittelbeseitigungsdienst – Bezirksregierung Düsseldorf  
mit Schreiben vom 05.10.2022 

 
 
 

 
 



 
 

23 
 

 
 
 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung:  
 
Der Kampfmittelbeseitigungsdienst hat keine Hinweise auf das Vorhandensein von Kampfmitteln im 
Bereich des Bebauungsplanes finden können. Eine Überprüfung des Bereiches auf Kampfmittel ist nicht 
erforderlich. 
 
In den Textteil des Bebauungsplanes wird vorsorglich folgender Hinweis aufgenommen: 
 
Kampfmittel: 
 
Es besteht kein konkreter Verdacht auf Kampfmittel. Das Vorkommen von Kampfmitteln kann jedoch 
nicht vollständig ausgeschlossen werden. Erfolgen Spezialtiefbauarbeiten mit erheblichen 
mechanischen Belastungen wie Rammarbeiten, Pfahlgründungen, Verbauarbeiten etc. wird eine 
Bohrlochdetektion empfohlen. Sofern Kampfmittel gefunden werden, sind die Bauarbeiten sofort 
einzustellen und die zuständige Ordnungsbehörde oder eine Polizeidienststelle unverzüglich zu 
verständigen. 
 


